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§ 1
Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeinde- und Kreisstraßen (einschl. Wege und Plätze) sowie für die Ortsdurch-
fahrten im Zuge der Bundes- und Landesstraßen im Gebiet der Stadt Krefeld. 

(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die in § 2 Abs. 2 StrWG NW sowie in § 1 Abs. 4 FStrG genann-
ten Bestandteile des Straßenkörpers, der Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör und die Nebenanla-
gen. 

§ 2
Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen 

Sondernutzungen an den in § 1 bezeichneten Straßen bedürfen der Erlaubnis durch die Stadt Krefeld, soweit in 
dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Die Benutzung ist erst zulässig, wenn die Erlaubnis erteilt ist.  
Bei der Entscheidung über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen finden die Erhaltungs- und Gestal-
tungskonzepte bzw. Satzungen der Stadt Krefeld sowie die Werbeanlagensatzung in der jeweils geltenden Fas-
sung Anwendung. 

§ 3
Straßenanliegergebrauch 

Die Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch hinaus bedarf innerhalb der geschlossenen Ortslage keiner 
Erlaubnis, soweit sie für Zwecke des Grundstücks erforderlich ist und den Gemeingebrauch nicht dauernd aus-
schließt oder erheblich beeinträchtigt oder in den Straßenkörper eingreift (Straßenanliegergebrauch). 

§ 4
Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

(1) Keiner Erlaubnis bedürfen: 
Ziff. 1 
bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, wie Gebäudesockel, Gesimse, Fensterbänke, Balkone, Erker, 
Eingangsstu-fen, Notausstiege, Vordächer, Kragplatten, Kellerlicht- und Aufzugsschächte sowie 
Sonnenschutzdächer und Markisen im Bereich von Gehwegen oberhalb einer Höhe von 2,25 m. Ein Abstand 
von 70 cm zum Fahrbahnrand muss eingehalten werden; 
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Ziff. 2 
Das Aufstellen und Schmücken von Tribünen, Rednerpulten, Transparenten, Fahnenmasten, Festzelten u. ä. 
Gegenständen aus Anlass von öffentlichen Versammlungen, kirchlichen Prozessionen, behördlich erlaubten 
Umzügen und besonderen Festen (z.B. Schützenfeste) im ortsüblichen Rahmen; 

Ziff. 3 
Das vorübergehende Lagern von Brenn- und Baustoffen auf den Gehwegen am Liefertag, sofern für den Fuß-
gängerverkehr ein Durchgang von mindestens 1,50 m Breite erhalten bleibt; 

Ziff. 4 
das Aufstellen der Müllgefäße und Sperrmüllgüter auf den Gehwegen an den für die Müllabfuhr festgesetzten 
Abfuhrtagen sowie der Abfallbehälter, die entweder von der Stadt selbst oder in ihrem Auftrag aufgestellt werden; 

Ziff. 5 
Anlagen für Zwecke der öffentlichen Versorgung und Verkehrsbedienung, insbesondere Leitungs- und Beleuch-
tungsmaste, Schaltkästen, Wartehallen und ähnliche Einrichtungen; 

Ziff.6 
Straßenmusikanten und Straßenmaler, die ihre Tätigkeit im Umherziehen unter Beachtung der ortsüblichen 
„Spielregeln“ für die Stadt und der einschlägigen Vorschriften und Gesetze  betreiben und soweit nicht die in § 8 
Abs. 2 genannten Bereiche betroffen sind. 

(2) Die nach Absatz 1 erlaubnisfreien Sondernutzungen können vorübergehend oder auf Dauer eingeschränkt 
oder untersagt werden, wenn dies für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs,  zum Schutze der Straße oder 
aus gestalterischen Gründen erforderlich ist. 

§ 5
Sonstige Benutzung 

Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des Eigentums der Straßen richtet sich nach bürgerlichem Recht, 
wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt, wobei eine vorübergehende Beeinträchtigung für Zwecke 
der öffentlichen Versorgung oder der Entsorgung außer Betracht bleibt (§ 23 Abs. 1 StrWG NW). 

§ 6
Erlaubnisantrag 

(1) Die Sondernutzungserlaubnis kann nur auf Antrag erteilt werden, wenn öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
gestalterische Belange nicht entgegenstehen. Der Antrag ist schriftlich spätestens 3 Wochen vor der beabsichtig-
ten Ausübung der Sondernutzung bei der Stadt Krefeld - Tiefbauamt - zu stellen. Dem Antrag sind Pläne, Zeich-
nungen oder sonst geeignete Unterlagen beizufügen.  

(2) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder Gefährdung des Verkehrs oder eine Beschädigung der 
Straße oder die Gefahr einer solchen Beschädigung verbunden, so muß der Antrag Angaben darüber enthalten, 
in welcher Weise den Erfordernissen, der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs sowie des Schutzes der Straße 
Rechnung getragen wird. 

§ 7
Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, 
wenn dies für die Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs oder zum Schutze der Straße erforderlich ist. 

(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbundenen Anlagen nach den bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik zu errichten und zu unterhalten. 
Beim Erlöschen oder beim Widerruf der Erlaubnis sowie bei der Einziehung der Straße hat der Erlaubnisnehmer - 
innerhalb einer angemessenen Frist - die Anlagen zu entfernen und den benutzten Straßenteil in einen ord-
nungsgemäßen Zustand zu versetzen. 

(3) Absatz 2 gilt für erlaubnisfreie Sondernutzungen entsprechend. Maß gebender Zeitpunkt für Abs. 2 Satz 2 ist 
der Wegfall der Voraussetzungen für die Erlaubnisfreiheit der Sondernutzungen (§ 4). 

§ 8
Erlaubnisse für den Straßenhandel und das Straßengewerbe 

(1) a) Erlaubnisse für die Ausführung des Straßenhandels und des Straßengewerbes auf den nachfolgende ge-
nannten Straßen werden nur in besonders begründeten Ausnahmefällen erteilt: Neusser Straße, Hochstraße, 



Friedrichstraße, Rheinstraße, Ostwall, St.-Anton-Straße von Dampfmühlenweg bis Steinstraße, Marktstraße von 
Ostwall bis Roßstraße, Dreikönigenstraße von Ostwall bis Königstraße, Königstraße von Südwall bis Carl-
Wilhelm-Straße, Neumarkt, Hansastraße, Oberstraße von Turmstraße bis zum Markt, Niederstraße vom Markt bis 
Zollhof und Alte Krefelder Straße von Haus Nr. 21 bis Markt.  

b) Straßenmusikanten und Straßenmaler, die ihre Tätigkeit im Umherziehen betreiben, sind von der Einschrän-
kung nach Abs. 1 a) ausgenommen. 

c) Reine Ausstellungsstände fallen nicht unter Abs. 1 a), sofern die Warenauslagen lediglich dem Zweck der
Information über bestimmte Warenangebote dienen und die eigentlichen Verkaufsverhandlungen und die 
Zahlung der Waren innerhalb der Ladenräume stattfinden. Die §§ 2, 6, 7 und 9 bleiben von dieser Regelung un-
berührt. 

(2) Darüber hinaus werden Erlaubnisse für den Straßenhandel und das Straßengewerbe nur in besonders be-
gründeten Ausnahmefällen erteilt:  

a) während der Marktzeit in einer Entfernung von 150 m vom Rand des Marktes.

b) vor Kirchen, Friedhöfen, Schulen, öffentlichen Gebäuden, Krankenhäusern und Altersheimen sowie innerhalb
einer Entfernung von 50 m von den Eingängen dieser Gebäude, 

c) an den Haltestellen der Straßenbahnen und Omnibuslinien innerhalb einer Entfernung von 20 m,

d) an den Straßenecken innerhalb eines Umkreises von 20 m von der Baulinie an gerechnet.

(3) Für den Handel mit Zeitungen, Zeitschriften und Extrablättern sowie für das geschäftlichen Zwecken dienende 
Verteilen von Geschäftsempfehlungen, Büchern, Broschüren, Ansichtskarten, Bildern, Bekanntmachungen, Auf-
rufen, Flugblättern und sonstigen Druckschriften gelten die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 9
Gebühren und Kosten 

(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden Gebühren nach Maßgabe des anliegenden Gebührentarifes 
erhoben. Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung. Die Zoneneinteilung des Gebührentarifs ergibt sich 
aus dem zugehörigen Straßenverzeichnis, welches ebenfalls Bestandteil dieser Satzung ist. 

(2) a) Die Gebühr wird für je einen angefangenen qm der tatsächlich in Anspruch genommenen Verkehrsfläche 
anteilmäßig für die genehmigte Dauer der Erlaubnis oder bis zu deren Widerruf erhoben. Die Bemessungsgrund-
lage ergibt sich aus dem Gebührentarif. 
Für auf Dauer genehmigte Sondernutzungen wird ab dem 2. Jahr die Gebühr bei gleicher Nutzung um 10 % ge-
mindert. 

b) Soweit im Gebührentarif Monatsgebühren festgesetzt sind, werden sie anteilig nach Tagen (= 1/30 der Mo-
natsgebühr), Jahresgebühren anteilig nach Monaten berechnet, wenn die Nutzung sich auf einen entsprechenden 
Teilzeitraum erstreckt. Angefangene Tage gelten als volle Tage. 

c) Für Verkehrsflächen, die der Parkraumbewirtschaftung unterliegen, werden die entsprechenden Parkgebühren
nach der jeweils geltenden Parkgebührenverordnung für das Stadtgebiet Krefeld erhoben. 

(3) Ergeben sich bei der Berechnung Cent-Beträge, so wird auf halbe oder volle Euro-Beträge abgerundet. 

(4) Ist die je nach Inanspruchnahme zu erhebende Gebühr niedriger als die im Tarif festgesetzte Mindestgebühr 
in Höhe von 15,00 Euro, so wird pro beantragter Sondernutzung die Mindestgebühr erhoben. 

(5) Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu erheben, bleibt unberührt. 

(6) Das Recht der Stadt Krefeld, nach § 18 Abs. 3 StrWG NW bzw. § 8 Abs. 2 a FStrG Kostenersatz sowie Vor-
schüsse für Sicherheiten zu verlangen, wird durch die nach dem Tarif bestehende Gebührenpflicht oder Gebüh-
renfreiheit für Sondernutzungen nicht berührt. 

§ 10
Gebührenbefreiung 

(1) Gebühren werden nicht erhoben für 
1. Sondernutzungen durch Behörden zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, es sei denn, daß sie von einem
Dritten veranlaßt worden sind und die Behörde von diesem Kostenerstattung verlangen kann. Die Befreiung 
gilt nicht für die wirtschaftlichen Unternehmer der öffentlichen Hand. 
2. Fahrradständer, soweit sie nicht mit Werbeanlagen verbunden sind.



(2) Auf die Erhebung von Gebühren kann im Einzelfall bei Sondernutzungen, die gemeinnützigen, mildtätigen, 
kirchlichen oder ideellen Zwecken dienen oder überwiegend im öffentlichen Interesse liegen, verzichtet werden, 
wenn mit der Sondernutzung kein wirtschaftlicher Erfolg im Sinne einer Gewinnerzielungsabsicht verfolgt wird 
oder verbunden ist. 

(3) Eine Gebührenbefreiung nach (1) oder (2) schließt die Notwendigkeit einer Erlaubnis nach § 2 dieser Satzung 
nicht aus. 

§ 11
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner sind: 
a) der Antragsteller,
b) der Erlaubnisnehmer,
c) wer die Sondernutzung ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt.

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

§ 12
Entstehung der Gebührenpflicht und Fälligkeit 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald der Tatbestand der erlaubnispflichtigen Sondernutzung erfüllt ist, unab-
hängig davon, ob die Erlaubnis erteilt ist oder nicht. 

(2) Die Gebühren können festgesetzt werden 
1. bei auf Zeit genehmigten Sondernutzungen
a) bis zu einem Jahr sofort für den gesamten Zeitraum
b) von länger als einem Jahr für das laufende Jahr sofort, für die folgenden Jahre jeweils zum 01. Januar für ein
Jahr; 
2. bei auf Widerruf genehmigten Sondernutzungen für das laufende Jahr sofort, für die folgenden Jahre jeweils
zum 01. Januar für ein Jahr; 
3. bei nicht genehmigten Sondernutzungen sofort.

(3) Die Gebühren werden mit der Erlaubnis oder durch gesonderten Gebührenbescheid festgesetzt. Sie sind 
innerhalb von einer Woche nach Zugang der Erlaubnis oder des Gebührenbescheides zu zahlen.  

(4) Wird gegen die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis oder die Festsetzung der Gebühren ein Rechtsmittel 
eingelegt, so wird dadurch die Fälligkeit der Gebühren nicht berührt. 

(5) Werden die fälligen Gebühren trotz Mahnung ganz oder teilweise nicht entrichtet, kann die Erlaubnis widerru-
fen werden. 

§ 13
Gebührenerstattung 

Wird die Sondernutzung aufgegeben oder die Erlaubnis widerrufen, so werden auf Antrag die im Voraus entrich-
teten Gebühren anteilig erstattet. Der Antrag kann nur innerhalb von drei Monaten nach Aufgabe der Sondernut-
zung oder Widerruf der Erlaubnis gestellt werden. Beträge unter 15,00 Euro werden nicht erstattet. 

§ 14
Märkte 

Für die öffentlichen Märkte gelten die Bestimmungen der Marktordnung für die Wochenmärkte in der Stadt Kre-
feld sowie die Gebührensatzung für die Wochenmärkte der Stadt Krefeld in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

§ 15
Ahndung von Verstößen 

Wer eine öffentliche Straße ohne die erforderliche Erlaubnis vorsätzlich oder fahrlässig zu Sondernutzungen 
gebraucht oder gegen erteilte Auflagen verstößt, handelt gemäß § 59 StrWG NW ordnungswidrig. 

Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 1000 Euro geahndet werden. 

§ 16
Übergangsvorschrift 

(1) Laufende Verträge über besondere Nutzungen (§ 23 Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-Westfalen) 
bleiben nach Inkrafttreten dieser Satzung gültig. Näheres regelt die Festsetzung der privatrechtlichen Entgelte 
für die Nutzung von Straßengrundstücken (§ 23 Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-Westfalen) in der Fassung 
vom 08.10.1996. 



(2) Auf bestehende Erlaubnisse für Sondernutzungen findet diese Satzung Anwendung. 

§ 17
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 


